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1. ZIELSETZUNG EVALUATIONSSTUDIE  

▪ Evaluation der Umsetzung sowie Qualität der Umsetzungsergebnisse des LAP

▪ Identifizierung weiterer Handlungsbedarfe als Orientierungshilfe für die 

Fortschreibung des LAP

▪ Schaffung von Grundlagen für die Erfordernisse des GewHG und die 

Entwicklungsplanung für das Bundesland Bremen

 → Studie als Bedarfsanalyse des bremischen Hilfe- und Schutzsystems mit  

                   Schwerpunktsetzung im Bereich „Schutz und Unterstützung“ (31 Maßnahmen)

 → Soll-Ist-Abgleich institutioneller Angebotsstrukturen im Hilfe- und 

     Schutzsystem (v.a. Frauenhäuser und Beratungsstellen) 
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2. METHODISCHES VORGEHEN 

Mixed Methods Ansatz 

▪ Literaturanalyse: einschlägige Studien zur Erschließung vorhandener Lücken 

im Hilfe- und Schutzsystem  

▪ Quantitative Auswertung: Betrachtung von Sekundärdatenbeständen 

(u. a. Sach- und Jahresberichte der Frauenhäuser und Beratungsstellen, 

Fördermittelcontrolling, PKS)

▪ Qualitative Auswertung: 

✓ 13 Expert:innen-Interviews mit Fachkräften der Frauenhäuer, 

Beratungsstellen sowie der Polizei- und Justizbehörden  

✓ 3 Fokusgruppendiskussionen sowie 3 ergänzende Interviews mit 

Vertreter:innen der Arbeitsgruppen zum Schwerpunkt vulnerable 

Gruppen 4



2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (I) 

▪ Mit dem LAP hat sich Bremen auf den Weg gemacht, die IK konsequent 

umzusetzen und gewaltbetroffene Frauen mit ihren Kindern vor Gewalt zu schützen 

sowie umfassende Prävention in die Wege zu leiten.

▪ Engmaschige Berichterstattung und Evaluierung zeigt auf, dass ein engagierter 

Umsetzungswillen vorhanden ist und der LAP eine ernsthafte Planungsgrundlage 

bildet. Viele Aktivitäten des LAP wurden erfolgreich in die Wege geleitet. 

▪ Fortschritte zeigen sich auch in den Aussagen der Praxis in Bezug auf:

✓ die Institutionalisierung der GSA als bedeutsames Angebot im Kontext des 

Gewaltschutzes → „best-practice-Ansatz“ 

✓ die institutionenübergreifende Zusammenarbeit mit verschiedenen Akteur:innen

✓ die verstärkte Sensibilisierung für Belange des Gewaltschutzes im   

multiprofessionellen Feld
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2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (II) 

▪ Dennoch zeigt die Evaluation, dass nicht jede von Gewalt betroffene Frau, die 

Schutz und Unterstützung benötigt, dies zeitnah erhält.

▪ Probleme sind u. a.: 

✓ zu geringe Platz- und Personalkapazitäten in Frauenhäusern

✓ zu geringe Kapazitäten im Bereich Beratung

✓ besonders belastete Zielgruppen werden nicht erreicht oder nicht adäquat 

unterstützt (Frauen mit Behinderungen, psychischen und Suchterkrankungen, 

Frauen mit Migrationsgeschichte und mangelnden Sprachkenntnissen)

✓ zu wenig niedrigschwellige und engmaschige Begleitung gefährdeter Frauen 

nach Trennung und Loslösung aus Gewaltsituationen (psychotherapeutisch, 

trauma-sensibel und alltagspraktisch)

▪ Evaluation zeigt auch, dass Statistiken des Hilfesystems nicht vergleichbar und in 

Bezug auf einzelne Aspekte lückenhaft sind → Datenharmonisierung und 

langfristiges Monitoring erforderlich 



2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (III) 

Kapazitäten aller vier Frauenhäuser im Bundesland Bremen 

▪ Der Soll-Richtwert nach IK gilt als Mindestanforderung; tatsächliche Anforderungen können 

nach lokalem Bedarf variieren. 

▪ Berechnungsgrundlage: 1 Familienplatz pro 10.000 Einwohner*innen (nach IK)

▪ Frauenhäuser in Bremen berichten von häufigen Abweisungen und Wartelisten
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Ist Soll (nach IK) 

Bettenanzahl 145 174

Familienplätze 58,4 70,6

Kapazität 

wäre um ca. 

20% zu 

erhöhen



2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (IV) 
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Kapazitäten: Ist-/Soll-Abgleich Betten und Familienplätze (IK) – Frauenhäuser 

Stadtgemeinde Bremen 
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2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (VI) 
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Kapazitäten: Ist-/Soll-Abgleich Betten und Familienplätze (IK) – Frauenhaus 

Stadtgemeinde Bremerhaven 
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2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (V) 
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Kapazitäten: Ist-/Soll-Abgleich Betreuungsschlüssel (nach Dialogprozess) – 

Frauenhäuser Stadtgemeinde Bremen 
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2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (VII) 
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Kapazitäten: Ist-/Soll-Abgleich Betreuungsschlüssel (nach Dialogprozess) – 

Frauenhaus Stadtgemeinde Bremerhaven 
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2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (VIII) 
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• Frauenhäuser gut ausgelastet; alle berichten von Engpässen und dass Frauen 

abgewiesen werden müssen.

• 50% bis 60% Kinder im Frauenhaus (zumeist unter 10 Jahren) – hoher 

(traumasensibler) Unterstützungsbedarf von Kindern und Müttern 

• Aufenthaltsdauer zu etwa einem Drittel über 6 Monate bis zu einem Jahr – 

Probleme, nach dem Aufenthalt Wohnungen zu finden (v.a. auch Frauen in prekären 

Lagen / mit Migrationsgeschichte)

• Engpässe bei den personellen Kapazitäten (wenn kurzfristig höherer Bedarf + 

Rufbereitschaft durch qualifiziertes Personal + Mangel an ausgebildeten 

Fachkräften)

• Verweisberatung schwierig, wenn geeignete Angebote vor Ort  oft fehlen; 

hoher Beratungsbedarf kann nur unzureichend gedeckt werden.

• Sprachbarrieren konnten teilweise überbrückt werden durch Dolmetscherdienst des 

LAP und vielfältigere Zusammensetzung der Teams

 



2. WESENTLICHE ERKENNTNISSE (VIII) 
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• Mehr zu tun in den Bereichen: 
- Wohnungen für Frauen (Second-Stage-Projekte wie in Bayern?)
- Ausbau der  Frauenhausplätze und langfristige Finanzierung
- Unterstützung junger Frauen (mit Migrationshintergrund)
- mehr pädagogisches und therapeutisches Personal für Frauen und Kinder
- Angebote für Betroffene digitaler Gewalt
- genereller Ausbau der Beratungskapazitäten und engmaschige Begleitung 
   betroffener Frauen (Lotsinnen, die Betroffene weiter durch das System 
   begleiten)
- mehr Beratungsangebote für vulnerable Gruppen (u.a. Frauen mit 
   Behinderungen / Migrationsgeschichte)
- Zugang für Betroffene mit Multiproblemlagen niedrigschwelliger gestalten: 
   Information, regionale Fachkräfte /Streetwork/Quartiersmanagement 

 



4. HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

▪ Ausbau der Kapazitäten in den Frauenhäusern und Beratungsstellen – nach 

Maßgabe der IK / Vorgaben des GewHG (Rechtanspruch ab 01.01.2032); 

Betreuungsschlüssel 4:1

▪ Priorisierung im Ausbau der Angebotsstruktur und regionalen Verteilung:

➢ in Bezug auf Formen und Ausprägungen digitaler Gewalt (Schulung der Fachkräfte)

➢ Angebote und Strukturen im Kontext der Gewaltbetroffenheit von vulnerablen Gruppe (z. B. 

Betroffene mit Behinderungen, mit psychischen Erkrankungen, mit Asyl- und 

Migrationshintergrund, mit trans-, inter- und non-binärer Geschlechtszugehörigkeit sowie 

junge Frauen)

➢ ev. Steuerungseinheit, die das System der Unterstützung überblickt + Lots:innen, die 

engmaschig begleiten

➢ Ausbau der Beratung (insbesondere auch in Bremerhaven)

➢ Ergänzung durch mobile Beratung (v.a. im ländlichen Bereich und städtischen Randlagen)

➢ Dialogprozesse fortführen und weiter regional und akteursbezogen vernetzen

▪ Etablierung eines umfassenden Monitoring; Datenharmonisierung, um 

     Vergleichbarkeit der Daten zu erreichen
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4. HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

▪ Bestandsanalyse präventiver Maßnahmen und Monitoring von:

- Täterarbeit

- Aufsuchender Fachberatungsstelle

- Gesundheitsbereich
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Prof. Dr. Monika Schröttle / Dr. Bartholomäus Zielinski / 

Dr. Maria Arnis 
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ANHANG – BETREUUNGSSCHLÜSSEL NACH 

EMPFEHLUNGEN DER 

FRAUENHAUSKOORDINIERUNG (2024)
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ANHANG – BETREUUNGSSCHLÜSSEL NACH 

EMPFEHLUNGEN DER 

FRAUENHAUSKOORDINIERUNG (2024)
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Qualitätsempfehlungen für 

Frauenhäuser 

https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-24_FHK_Publ_QE_2024_final.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Publikationen/2025-03-24_FHK_Publ_QE_2024_final.pdf
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